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Castros Kuba
vor der Katastrophe

Von Pater Sager

Inschriften in Havanna klagen Castro an: Schlimmer als Battista.
Castro selber klagt: Schlimmer als zuvor. Wie schlimm ist es im
«blockfreien» Land, aus dem der Sowjetblock seine Fremdenlegionen

holt?

Langsam sickern Teile einer Geheimrede in den

Westen, die der kubanische Ministerpräsident
Fidel Castro am 27. Dezember letzten Jahres
über die Wirtschaftslage seines Landes gehalten
hat.

In seiner Ansprache an die Abgeordneten der
Nationalversammlung der «Volksmacht» (Poder
Popular) unterstrich Castro, seine Ausführungen
seien nur für die Anwesenden bestimmt. Ueber
die Rede selbst haben Radio und Presse Kubas
nicht berichtet. Das deutet auf grosse Schwierigkeiten.

Inzwischen scheint der Text von Gästen
aus befreundeten Ländern den osteuropäischen
Regierungen zugeleitet worden zu sein.

Im ersten Teil gab Castro unumwunden zu, dass

die Abgeordneten zum erstenmal über die
tatsächlichen wirtschaftlichen Schwierigkeiten Kubas

orientiert wurden.

Das vergangene Jahr sei ein schwieriges Jahr
gewesen: Kuba verfügt nur über die Hälfte der
Devisen in Hartwährungen, die es benötigt. Und
das laufende Jahr werde kaum besser ausfallen.
Die Zuwachsrate des Nationalprodukts wurde
auf 3 Prozent verkürzt; das Plansoll für 1979
hatte noch 6 Prozent betragen. Die Zuckerrohrund

Tabakpflanzungen wurden von Mehltau
befallen, weshalb der Exporterlös weiter absinken
werde. Für 1980 sagte Castro eine Devisenlücke
von 280 Milliarden Dollar voraus. Der gesamte
Konsum — mit Ausnahme der Grundnahrungsmittel,

der wichtigsten Medikamente und der
Lehrmittel — werde drastisch eingeschränkt
werden müssen.

Die Aussichten auf den Rückgang eines
Lebensstandards, der in den vergangenen zehn Jahren
ohnehin stagnierte, künden den Kubanern eine

graue Zukunft an. Trotz erhöhter Bestände und
verstärkter Patrouillen durch «vigilantes» des
«Komitees für die Verteidigung der Revolution»
nehmen Widerstand und Kritik am Regime zu.
21 Jahre nach der Machtübernahme durch Fidel
Castro sind in Havanna konterrevolutionäre
Plakate aufgetaucht und Slogans wie: «Blut mit
Battista war besser als Hunger mit Fidel». Battista

war der von Castro 1959 gestürzte Diktator
Kubas.
Damals sollte die «neue Zeit» anbrechen; Castro
wollte das Land zu Wohlstand und Freiheit führen.

Stattdessen geht es dem Kubaner heute
schlechter, und die Freiheit ist noch mehr
eingeschränkt als zu Battistas Zeiten.
Zwar hat Kuba von Osteuropa eine erhebliche

Hilfe erhalten. Man schätzt sie im Durchschnitt
der letzten zwei Jahrzehnte auf 650 Millionen
Dollar jährlich oder 2 Millionen Dollar an
jedem Arbeitstag. Zudem wird es bevorzugt
behandelt und muss beispielsweise für sowjetisches
Erdöl dreimal weniger bezahlen als die
osteuropäischen Satelliten. Osteuropa, jetzt auch noch
zu grossen Hilfeleistungen an Vietnam,
Kambodscha und Afghanistan — nebst Aethiopien,
Angola und Mosambik — verpflichtet, bekommt
diese Belastungen stark zu spüren.

Im zweiten Teil seiner Rede kündigte Castro
eine Kampagne zur Ausmerzung von «Privilegien,

Unfähigkeit, Korruption und ideologischen
Abweichungen» an. Das ist an sich nicht neu:
neu ist aber der harte, kompromisslose Ton
besonders bezüglich der Forderung nach innerer
Disziplin.

Nach Castros Ansicht sind die Schwierigkeiten
darauf zurückzuführen, dass das Leben zu leicht
geworden sei, derweil der Staat seinen Bürgern
zuviel Vertrauen entgegengebracht habe. Der
wachsende Disziplinmangel könne auch nicht

der Revolution angelastet werden, denn diese

bleibe jung und werde nicht schal. Castro betonte

die Notwendigkeit einer Säuberung, um jene
Beamten zu ersetzen, die gute Revolutionäre
sein mögen, aber schlechte Verwalter sind. Diese
würden von der Revolution nicht verlassen, fügte

Castro scheinbar versöhnlich bei. Aber nach
bisherigen Erfahrungen geht es den Sündenbök-
ken, die man braucht, um ihnen die Verantwortung

zuzuschieben, ernstlich an den Kragen.
Obzwar Castros Rede nicht veröffentlicht worden

ist, wurden Neuerungen rasch sichtbar. Am
11. Januar berichtete das Parteiorgan «Granma»
von Veränderungen in Zahl und Struktur der
Organisationen der Verwaltung; auch wurden
personelle Mutationen bekanntgegeben.

Mit zusätzlicher Macht wurde beispielsweise Os-
valdo Dorticos Torrado ausgestattet, Castros
Vorgänger als Präsident Kubas von 1959 bis
1976, der als Vizeministerpräsident auch noch
Justizminister wurde. Dorticos gehört der Gruppe

der frühen Radikalen an, der auch Fidels
Bruder Raul zugezählt wird. Fidel Castro hat
zusätzlich die vier Ministerien der Revolutionären

Streitkräfte, des Innern, der Gesundheit und
der Kultur übernommen, während Bruder Raul
«unter Fortführung seiner eigenen Aufgaben eng
mit dem Präsidenten zusammenarbeitet». Abgesetzt

wurde auch Landwirtschaftsminister Rafael
Francia Mestre wegen seines Versagens bei der
Bekämpfung des Mehltaus.

Im Mai letzten Jahres hat Fidel Castro den Vorsitz

der Bewegung der Blockfreien für
voraussichtlich fünf Jahre übernommen. Man hatte
allgemein erwartet, dass er sich von kubanischen
Pflichten entlasten werde, um sich der Führung
der Blockfreien zu widmen, zumal er sie ja gerne

auf Moskauer Kurs bringen möchte. Offenbar

hatte er weder zu seinem Bruder noch zu
anderen Leuten aus seiner Umgebung genügend
Vertrauen, um ihnen die wachsenden Probleme
Kubas zu überlassen. So fehlte Castro an der
dreiwöchigen Tagung der Unido (United
Nations Industrial Development Organisation) in
New Delhi, wo er ein wichtiges Propagandafo-
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Iran vor Wahlen
und Entscheidungen

Dem gegenwärtigen Regime in Iran wachsen die Problerne über
den Kopf. Und die Sowjets sind bereit, sie auf ihre Weise zu
lösen. Auf Kosten einer Führung, die ihr Schicksal verdient hätte.
Aber vor allem auf Kosten der Bevölkerung, die endgültig betrogen

würde.

Im März soll das neue Parlament Irans gewählt
werden. Ihm wird die Lösung nicht nur der
Geiselfrage zufallen, sondern auch der schweren
innenpolitischen Probleme sozialer und
wirtschaftlicher Natur. Ob es allerdings Macht und
Fähigkeit zur Bewältigung dieser Aufgaben
haben wird, ist zweifelhaft.
Das Charisma von Ayatollah Khomeiny könnte
die Position von Parlament und Regierung ebenso

unterminieren, wie das bei Ministerpräsident
Bazargan der Fall gewesen ist. Immerhin scheint
sich Präsident Bani Sadr nach seinem eindrücklichen

Wahlerfolg in der Geiselfrage jetzt
durchzusetzen.

Die neue Verfassung vom Dezember 1979 hat
die Lage nicht vereinfacht, sondern eine komplizierte

Struktur sich überlagernder Autoritäten
geschaffen. Gesetze, die vom Parlament he¬

rum für seine Vorstellungen über den Kurs der
Blockfreien gefunden hätte. An diesem sicher
schweren Verzicht kann die Härte der kubanischen

Krise gemessen werden.

Vielleicht wollte Castro auch nur einer Situation
ausweichen, die ihn in grösste Verlegenheit
gebracht hätte. Im Mai letzten Jahres und besonders

als Gegenspieler Titos hatte er versucht, die
Blockfreien zu einer Annäherung an Moskau zu
bewegen, weil, wie er unermüdlich betonte, die
Sowjetunion der natürliche Alliierte der Blockfreien

sei. Diese Behauptung nimmt sich nach
der sowjetischen Invasion in Afghanistan und
im Lichte der starken internationalen Ablehnung

dieser Besetzung gar nicht gut aus. Castro
verblieb die Wahl, entweder die Invasion zu
billigen oder Stillschweigen zu bewahren. Er zog
das zweite vor, und auch die kubanischen
Medien berichteten nur indirekt über den sowjetischen

Einmarsch in Afghanistan.
Aber offenbar wurde die Frage Afghanistan in
der kubanischen Führung diskutiert. Es gab
Gerüchte, wonach die Brüder Fidel und Raul wegen

ihrer Differenzen in der Frage der Entsendung

kubanischer Truppen nach Afghanistan in
eine Schiesserei verwickelt waren. Als man
darüber den kubanischen Botschafter in Mexiko,
Fernando Lopez Muino, am 23. Januar befragte,
antwortete er, es sei kindisch zu glauben, dass
Kuba Truppen nach Afghanistan entsende,
«wenn sich dort Tausende von Truppen einer
der mächtigsten Armeen der Welt befinden, der
Armee der Sowjetunion.» fl

schlössen werden, müssen zur Genehmigung
dem «Rat der Wächter» vorgelegt werden, der
aus sechs Mullahs und ebenso vielen islamischen
Rechtsgelehrten besteht.

Der Präsident selber, im Januar gewählt, muss
sich den Anweisungen Khomeinys beugen. Der
Ayatollah bleibt der oberste religiöse Führer des

Landes und verfügt zudem über weitreichende
staatspolitische Kompetenzen. Unter gewissen
Umständen kann er den vom Volk gewählten
Präsidenten absetzen. Ihm obliegt es, den
Oberkommandierenden der Streitkräfte, den Chef der
Justiz sowie die Hälfte der Mitglieder des «Rates

der Wächter» zu ernennen.
Das neue Parlament wird vermutlich von der
grössten, der Islamisch-republikanischen Partei,
beherrscht sein. Indessen beteiligen sich
verschiedene oppositionelle Gruppierungen ebenfalls

an den Wahlen, so die Liberal-nationale
Front und die Moslemische Volksrepublikanische

Partei. Es bleibt abzuwarten, ob die religiösen

Führer die von liberalen und ethnischen
Minderheiten unterstützten Kandidaten
überhaupt zulassen werden. Die komplizierten
Strukturen sich überlagernder Autoritäten werden

die Position schwächen, die gemeinhin
einem vom Volk gewählten Parlament zukommt.
Die Regierung wird es dementsprechend schwer
haben, die anstehenden Probleme zu lösen.

Diese Probleme sind offensichtlich. Es geht vorab

darum, den Islam mit den materiellen Fragen
des Volkswohlstandes in einer stabilen Gesellschaft

in Einklang zu bringen — oder umgekehrt.

Dazu kommen die wirtschaftlichen
Schwierigkeiten und die Autonomiebestrebungen
in verschiedenen Provinzen.

Die Industrie — mit Ausnahme des Erdölsektors
— befindet sich in der Nähe eines Chaos. Die
Arbeitslosigkeit wird offiziell mit einer halben
Million Schulabsolventen angegeben, dürfte in
Wirklichkeit aber zwischen 2,5 und 4 Millionen
auf eine Arbeiterzahl von total 12 Millionen
betragen. Sogar die Landwirtschaft bekundet
Mühe. Streitigkeiten über den Landbesitz halten
die Aussaat auf. Es fehlt an Saatgut und
Viehfutter.

Die Erdöleinnahmen sind gesunken. Sie bezahlen

seit langer Zeit die Importe und werden der
wichtigste Devisenbringer bleiben. Die Erdöleinnahmen

werden am 21. März, dem Ende des

iranischen Jahres 1358, etwa 21 260 Millionen
Dollar betragen, gegenüber 21 930 Millionen ein
Jahr zuvor und 22 630 Millionen zwei Jahre
zuvor. Ohne die massiven Preisaufschläge wäre die

Einnahmenminderung noch härter ausgefallen,
weil die Oelförderung erheblich gelitten hat.

Die wirtschaftlichen und die damit verbundenen
sozialen Probleme sind schwer genug für die
neue Regierung. Aber sie wird sich zudem mit
der Minderheitenfrage befassen müssen, zumal
in verschiedenen Provinzen Autonomie- und
sogar Sezessionsregungen sichtbar werden.

Die Kurden verfolgen ihr Postulat für eine
Autonomie von Kurdistan. Ihr religiöser Führer
Hosseini verfügt über recht grosse Gefolgschaft.

Er hat schon im Januar Teheran
beträchtliche Schwierigkeiten bereitet, und diese
dauern weiter an. In der Provinzhauptstadt San-
andaj ist es wiederholt zu schweren Zwischenfällen

gekommen.
Seit langem schwelt der theologische und politische

Konflikt einerseits zwischen Ayatollah
Khomeiny und seinen Vorstellungen von einem
fundamentalistischen theokratischen Staat, und
andererseits Shariat Madari und dessen Ueber-
zeugung, dass die Mullahs die Staatsgeschäfte
den Politikern überlassen sollten. In Aserbaidschan

und sogar in Khomeinys Hochburg Qom
ist es deswegen mehrmals zu schweren
Ausschreitungen gekommen. Es wird angenommen,
dass Shariat Madari unter Hausarrest steht. Wie
lange seine Anhänger das hinnehmen, ist eine
offene Frage.
Im südlichen Küstendistrikt von Bandar e Len-
geh, in der Nähe der Strasse von Hormuz, hat
es gewaltsame Auseinandersetzungen zwischen
Schiiten und Sunniten gegeben.

In der Provinz Khusistan gibt es fast tägliche
Sabotageanschläge, die vielleicht über die Grenze

hinweg aus dem Irak organisiert werden.
Bekannt wurde ein Scharmützel anfangs Januar in
der Stadt Masjed Sulaiman, das einem Protest
arbeitsloser Schullehrer folgte und 200 Verletzte
kostete; eine Pipeline in den Oelfeldern wurde
zerstört. Der Führer der Araber in Khusistan,
Scheich Khaqani, ist ebenfalls in Qom unter
Hausarrest.
In Beludschistan herrscht eine gefährliche Ruhe
wie vor dem Sturm. Die Beludschen verlangen
Autonomie nach dem Beispiel der Kurden. Die
turkmenischen Stämme bewaffnen sich auch.

Auch in Zentraliran wächst die Unzufriedenheit
mit den Revolutionären Komitees, die Khomeiny

an die Macht gebracht haben.

So gibt es schwere Minderheitenprobleme mit
den Arabern in Khusistan, den Beludschen an der
Grenze zu Pakistan und zu Afghanistan, den
Turkmenen im Nordosten, den Kurden in
Kurdistan und den türkischen Aserbaidschan^. Sie
alle werden von einer sowjetischen Radiostation,
die sich «Nationale Stimme Irans» nennt und
sich in Baku befindet, aufgewiegelt.
Es würde an ein Wunder grenzen, wenn es der
neuen Regierung Irans gelingen sollte, diese
schweren Probleme in nützlicher Frist zu
meistern. Die Gefahr eines Chaos wächst. Je mehr
sich das Wasser trübt, desto mehr werden die
Sowjets zu Fischzügen ansetzen, auch von
Afghanistan aus.

Wie kann sich Iran auf die Dauer ohne
westeuropäische Hilfe dem Moskauer Sog entziehen?
Der wachsende Aufmarsch sowjetischer Truppen

halb um Iran wird das zu verhindern versuchen.

Wenn die Sowjetunion das Verfügungsrecht
über Irans Erdöl gewinnt — 10 Prozent

der Welterdölförderung im Jahre 1977 — wird
sie einen gewaltigen Schritt gemacht haben:
Westeuropa würde erpessbar. P.S.
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